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Landtagswahl 2022

Frau Foroutan, welche Rolle spielen die 
Themen Migration und Integration im 
aktuellen Wahlkampf?

Naika Foroutan: Praktisch keine. Schauen 
Sie in die Wahlprogramme der Parteien: 
Das Thema Migration ist inzwischen fast 
verschwunden. Die Parteien denken 
offenbar, dass es keine große Bedeutung 
in der kommenden Legislaturperiode 
haben wird, weil die Einwanderungs- und 
Asylzahlen im Verhältnis zur letzten Bun-
destagswahl stark nach unten gegangen 
sind. Dabei verkennen sie, dass Migration 
neben Klima und Digitalisierung das zen-
trale Thema des kommenden Jahrzehnts 
bleiben wird. Wenn das Thema doch 
angesprochen wird, geht es meistens um 
Sicherheit, Abwehr oder Regulierung – 
nicht um ein plurales Miteinander, das 
auf die Teilhabe der Menschen mit soge-
nanntem Migrationshintergrund setzt. 
Im Wahlkampf wird deutlich, dass keine 
Partei Migrant*innen und ihre Nachkom-
men aktiv anspricht.

Warum interessieren sich die Parteien 
so wenig für das Thema?

Parteien, die proaktiv mit dem Thema 
Migration für sich werben, verlieren dabei 
in der Regel Wähler*innenstimmen. Die 
einzigen Parteien, die es für Wahlzwe-
cke nutzen können, sind die, die ganz klar 
gegen Einwanderung sind. Es ist also nicht 
verwunderlich, dass die meisten Par-
teien das Thema nur nebenbei erwäh-
nen. Ob aus Wahltaktik oder Desinter-
esse, das Ergebnis ist das Gleiche: Men-
schen mit einer Einwanderungsgeschichte 
werden als Randgruppe behandelt, um 
deren Stimmen zu kämpfen es sich nicht 
lohne. Dabei umfasst die Gruppe der 
Wähler*innen mit einem sogenannten 
Migrationshintergrund über zehn Pro-
zent der gesamten Wählerschaft und 

„Es braucht eine postmigrantische Partei“

Naika Foroutan

Die Themen Migration
und Teilhabe finden 
sich kaum in den Wahl-
programmen der meisten 
Parteien. Es sei Zeit für eine 
neue, postmigrantische 
Partei, sagt die Migrations-
forscherin Naika Foroutan 
im Interview mit Fabio 
Ghelli.

könnte damit von großer Bedeutung für 
das Wahlergebnis sein. Und die Bedeu-
tung dieser Bevölkerungsgruppe wird 
noch wachsen: Bei den Wähler*innen von 
morgen, bei Jugendlichen und Schulkin-
dern, machen sie bereits rund 40 Prozent 
aus. Es braucht eine neue postmigranti-
sche Partei, die diese Menschen direkt 
anspricht.

Wähler*innen mit Migrationshinter-
grund sind allerdings keine homo-
gene Gruppe. Wie könnte eine ein-
zige Partei die Interessen von EU-
Arbeitsmigrant*innen, Geflüchteten, 
Spätaussiedler*innen und ehemaligen 
Gastarbeiter*innen und die der späte-
ren Generationen vertreten?

Klar haben diese Menschen unterschied-
liche Bedarfe. Sie sind keineswegs eine 
homogene Gruppe – ihre Schicht, Berufe, 
Religion oder politischen Positionen sind 
teilweise sehr unterschiedlich. Sie haben 
aber auch viel gemeinsam: Der Wer-
degang ihrer Kinder ist bewiesenerma-
ßen steiniger als der von Deutschen ohne 
Migrationshintergrund. Viele von ihnen 
haben – unabhängig von ihrer Herkunft 
– Formen von Diskriminierung erlebt. 
Menschen mit einer Einwanderungsge-
schichte sind zudem viel zu selten an poli-
tischen Entscheidungen beteiligt: Bei der 
letzten Bundestagswahl hatten lediglich 
11 Prozent der Abgeordneten einen soge-
nannten Migrationshintergrund. In der 
Gesamtbevölkerung sind es mehr als 26 
Prozent der Menschen. 

Bildungschancen, Diskriminierung, 
politische Teilhabe – das wären also 
Themen für die Partei. Was noch?

Abgesehen von diesen Themen könnte 
die Partei vor allem eine taktische Rolle 
spielen.

Droht den demokratischen Parteien Konkurrenz?

http://www.frsh.de


www.frsh.de * Der Schlepper Nr. 103 * 4/2022 · 11 

Landtagswahl 2022

Eine neue Partei könnte die etablierten 
Parteien dazu motivieren, Migrant*innen 
als Wählerschaft endlich stärker wahrzu-
nehmen und sie auch aktiv zu umwerben. 
Nur eine Partei, die auf das Thema Mig-
ration ihren Schwerpunkt legt und eine 
offensive Interessenvertretung und Iden-
titätspolitik vertritt, kann Migration ins 
Zentrum politischer Debatten rücken. 

Haben Sie keine Sorge, dass der Kon-
flikt mit anderen Parteien dadurch 
eskalieren könnte?

Eine Eskalation gab es schon. Der feind-
selige Ton, den die AfD bei den Flucht-
Debatten eingeschlagen hat, die Hetze 
gegen Politiker*innen und Vertreter*innen 
zivilgesellschaftlicher Organisationen, 
das alles gibt es schon. Die Polarisie-
rung ist schon da, dafür braucht es keine 
Migrant*innen-Partei. 

Wenn sich Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte als Partei organisieren 
– heißt das nicht, dass sie in Konflikt 
mit der Mehrheitsgesellschaft treten?

Nein. Ungleichheit und Diskriminie-
rung sind Themen, die nicht nur Perso-
nen mit Einwanderungsgeschichte bewe-
gen. Und übrigens: Nicht nur Perso-
nen mit Migrationshintergrund fühlen 
sich von diesen Fragen angesprochen. 
Auch ihre Freunde, Partnerinnen, Nach-
barn oder Berufskolleginnen sind schon 
lange in die migrantische Frage invol-
viert und wären dementsprechend auch 
potenzielle Wähler*innen. Es sollte also 
eine Partei sein, die attraktiv für all die-
jenigen ist, die sich aus unterschiedlichen 
Gründen ausgeschlossen und marginali-
siert fühlen und sich alliieren wollen, um 
mehr Kraft zu haben: People of Colour, 
sozial benachteiligte Personen, Mitglie-
der der LGBTQ+-Community und eben 
ihre politischen und affektiven Partner in 
der Gesellschaft. Wenn die Gleichheits-
frage für Migrant*innen und ihre Nach-
kommen verhandelt wird, ist diese nicht 
isoliert zu betrachten, sondern sie betrifft 
auch andere Bereiche. 

Prof. Dr. Naika Foroutan ist Professorin für Integra-
tionsforschung und Gesellschaftspolitik an der Hum-
boldt-Universität zu Berlin, Gründungsvorstand des 
Deutschen Zentrums für Integrations- und Migrati-
onsforschung (DeZIM) e.V. und Direktorin des Ber-
liner Instituts für empirische Integrations- und Mig-
rationsforschung (BIM) an der Humboldt-Universi-
tät zu Berlin. Das hier gekürzte Interview erschien 
zuerst beim Mediendienst Integration: 
www.mediendienst-integration.de 

Gemeinsamer Aufruf

Solidarität kennt keine 
Nationalität!

Aufnahmebedingungen für alle Schutzsuchenden verbessern

Flüchtlingsräte und PRO ASYL fordern Abschaffung des Asylbewerber-
leistungsgesetzes, freie Wohnortwahl und dezentrale Unterbringung für 
alle Geflüchteten.

Bei ihrer gemeinsamen Konferenz am 11.März in Stuttgart haben die Landes-
flüchtlingsräte und PRO ASYL sich intensiv mit den aktuellen Bedingungen 
geflüchteter Menschen in Deutschland auseinandergesetzt. Insbesondere der 
brutale Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine zwingt mehrere Millionen Men-
schen zur Flucht. 

Wir begrüßen, dass Menschen, die aus der Ukraine fliehen, jetzt visumsfrei in 
Deutschland einreisen dürfen und hier großzügig aufgenommen werden. Mit 
dem „vorübergehenden Schutz“ nach §24 AufenthG erhalten sie unkompliziert 
eine Aufenthaltserlaubnis, können ihren Wohnort frei wählen und unterliegen 
keinem Arbeitsverbot. Dies wäre unter den Bedingungen des Asylverfahrens, 
das auf Kontrolle und Abschreckung basiert, nicht möglich gewesen. 

Aktuell sieht man den politischen Willen, Aufnahmebedingungen für Geflüchtete 
zu verbessern. Das sollte nun für alle Schutzsuchenden gelten: „Das diskrimi-
nierende Asylbewerberleistungsgesetz, die Zuweisung in Kommunen gegen den 
Wunsch der Betroffenen und die langfristige Unterbringung in Lagern sind nie-
mandem zuzumuten. Solche Gängelungen müssen endlich für alle Geflüchteten 
abgeschafft werden!“, erklärt Mara Hasenjürgen vom Flüchtlingsrat Branden-
burg. Die Unterbringung in Massenunterkünften darf nur vorübergehend sein. 
Länder und Landkreise müssen sich jetzt vermehrt um dezentrale Unterbrin-
gung bemühen, um gesellschaftliche Teilhabe für alle Geflüchteten von Beginn an 
zu ermöglichen. 

Flüchtlingsräte und PRO ASYL stehen an der Seite diverser migrantischer Selb-
storganisationen, die die ungleiche Behandlung Schutzsuchender scharf kritisie-
ren. Rassistische Vorfälle an den Grenzen, Teile der Medienberichterstattung 
und die geltende Rechts- und Verordnungslage zeigen die Unterscheidung auf, 
die Menschen auf der Flucht erfahren müssen. Zentral ist jetzt, dass die Bundes-
regierung ihre Spielräume in der Umsetzung des EU-Ratsbeschlusses nutzt. Alle 
Menschen, die aus der Ukraine fliehen, müssen die Aufenthaltserlaubnis nach 
§24 Aufenthaltsgesetz erhalten, auch wenn sie nicht explizit in der EU-Richtlinie 
2001/55/EG genannt sind. 

„Selektive Solidarität ist keine. Es spielt keine Rolle, welche Nationalität oder 
Hautfarbe Menschen haben, die hier Schutz suchen. Wir sind verpflichtet, allen 
Schutzsuchenden unsere volle Unterstützung zukommen zu lassen. Ob Men-
schen vor Bomben oder Hunger fliehen, darf keinen Einfluss auf unsere Aufnah-
mebereitschaft haben“, stellt Dave Schmidtke vom Sächsischen Flüchtlingsrat 
klar. 

Selbstorganisierte Kämpfe von Migrant*innen, besonders seit dem langen 
Sommer der Migration 2015/16, aber auch die unzähligen Vereine und Organi-
sationen, die Geflüchtete seit Jahren unterstützen, haben die Grundlagen gelegt, 
auf der aktuelle Formen der Solidarität aufbauen können. Trotz der Katastro-
phe in der Ukraine darf die Not der Menschen in Ländern wie Libyen, Belarus, 
Jemen, Syrien, Äthiopien, Nigeria oder Afghanistan nicht vergessen werden. 

Stuttgart, 11.3.2022
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